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Mit Pressemitteilung vom 10.8.2022 hat das Statistische Bundesamt die Zahl der Unternehmensinsolvenzen im Mai 2022 und

die weitere Entwicklung des Insolvenzgeschehens im Juli 2022 veröffentlicht. Im Mai 2022 haben die deutschen Amtsgerichte

nach endgültigen Ergebnissen 1242 beantragte Unternehmensinsolvenzen gemeldet, was im Vergleich zum Vorjahreszeitraum

einen Anstieg um 11,3 Prozent bedeutet. Gleichwohl liegt diese Zahl weiterhin deutlich unterhalb der Zahlen der Vorjahre (Mai

2020: –14,7 Prozent, Mai 2019: –27,3 Prozent). Nach vorläufigen Angaben sind die beantragten Unternehmensinsolvenzen im

Juli 2022 um 4,2 Prozent gegenüber dem Vormonat gesunken. Schon im Juni wiesen die Zahlen einen Rückgang gegenüber Mai

2022 um 7,6 Prozent aus. Besondere Auswirkungen infolge der gestiegenen Energiepreise oder der Wirtschaftssanktionen unter

dem Eindruck des Ukraine-Krieges sind in den Destatis-Zahlen bisher nicht ablesbar. „Auch wenn die Zahlen nicht dramatisch

ansteigen, ändern sich die Ursachen von Insolvenzverfahren“, sagt Dr. Christoph Niering, Insolvenzverwalter und Vorsitzender

des Berufsverbandes der Insolvenzverwalter und Sachwalter Deutschlands (VID). „Unsere Mitglieder berichten in diesen Tagen

häufiger von Unternehmen, die aufgrund des Arbeitskräftemangels in die Insolvenz geraten sind. Das sind Unternehmen – ins-

besondere aus Gastronomie oder Hotellerie – die schon lange aktiv sind, aber einen Personalbedarf haben, der einfach nicht

mehr zu decken ist.“

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Keine Pflicht zur Bekanntgabe des

Vorstandsberichts über die beabsichtigte

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre

Der Bericht des Vorstands über die beabsichtigte

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts

der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

muss nicht entsprechend § 124 Abs. 2 Satz 3

Fall 2 AktG a. F. mit seinem wesentlichen Inhalt

bekanntgemacht werden.

BGH, Urteil vom 19.7.2022 – II ZR 103/20
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1921-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Kein Anspruch des Käufers gegen eine

Vorverkaufsstelle auf Rückerstattung des

Ticketpreises bei pandemiebedingter Absa-

ge einer Veranstaltung

a) Bei dem Vertrieb von Eintrittskarten über eine

Vorverkaufsstelle, die als Kommissionärin des

Veranstalters handelt, wird zwischen dieser und

dem Käufer ein Rechtskaufvertrag abgeschlos-

sen. Kaufgegenstand ist das Recht auf Teilnah-

me an der von dem Veranstalter durchzuführen-

den Veranstaltung, das durch die Eintrittskarte

als kleines Inhaberpapier (§ 807 BGB) verbrieft

ist und durch deren Übereignung (§§ 929 ff.

BGB) übertragen wird.

b) Auf diesen Rechtskaufvertrag ist § 312g

Abs. 2 Nr. 9 BGB anzuwenden. Ein Widerrufs-

recht nach § 312g Abs. 1 BGB besteht hierfür

deshalb auch dann nicht, wenn ein Fernabsatz-

vertrag vorliegt.

c) Mit der Übereignung der Eintrittskarte hat die

Vorverkaufsstelle ihre Verpflichtung aus dem

Rechtskaufvertrag vollständig erfüllt. Für eine

nachträgliche Absage der Veranstaltung haftet

sie dem Käufer gegenüber grundsätzlich nicht.

Dies gilt auch dann, wenn die Veranstaltung we-

gen eines auf Grund der COVID-19-Pandemie er-

lassenen Veranstaltungsverbots abgesagt wer-

den muss.

d) Der Käufer kann von der Vorverkaufsstelle bei

einer pandemiebedingten Absage einer Veran-

staltung die Rückzahlung des Ticketpreises nicht

wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage verlan-

gen, wenn ihm der Veranstalter als Ersatz für

den Ausfall einen Wertgutschein nach Art. 240

§ 5 EGBGB angeboten hat. Dessen Annahme ist

dem Käufer in der Regel zumutbar.

BGH, Urteil vom 13.7.2022 – VIII ZR 317/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1921-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: financialright

Die Inkassoerlaubnis umfasst den Einzug von

Forderungen, die ausländischem Sachrecht un-

terfallen.

BGH, Urteil vom 13.6.2022 – VIa ZR 418/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1921-3

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Täterschaftliche Haftung des Betrei-

bers einer Sharehosting-Plattform wegen ei-

ner öffentlichenWiedergabe – uploaded III

a) Ergreift der Betreiber einer Sharehosting-

Plattform, obwohl er vom Rechtsinhaber darauf

hingewiesen wurde, dass ein geschützter Inhalt

über seine Plattform rechtswidrig öffentlich zu-

gänglich gemacht wurde, nicht unverzüglich die

erforderlichen Maßnahmen, um den Zugang zu

diesem Inhalt durch Löschung oder Sperrung zu

verhindern, nimmt er selbst eine öffentliche

Wiedergabe im Sinne von § 85 Abs. 1 Satz 1

Fall 3 UrhG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2

Buchst. b der Richtlinie 2001/29/EG vor. Für den

durch Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 2001/29/EG

vollharmonisierten Bereich tritt mithin die Haf-

tung als Täter an die Stelle der bisherigen Störer-

haftung (im Anschluss an EuGH, Urteil vom

22. Juni 2021 – C-682/18 und C-683/18, GRUR

2021, 1054 Rn. 85 und 102 = WRP 2021, 1019 –

YouTube und Cyando).

b) Die schon bisher für die Störerhaftung gelten-

den, an den Hinweis auf eine klare Rechtsverlet-

zung zu stellenden Anforderungen sind auf die

Prüfung der öffentlichen Wiedergabe übertrag-

bar.

c) Die zur täterschaftlichen Haftung des Betrei-

bers einer Sharehosting-Plattform wegen einer

öffentlichen Wiedergabe im Sinne von § 85

Abs. 1 Satz 1 Fall 3 UrhG in Verbindung mit

Art. 3 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29/

EG führende Verletzung der durch einen Hin-

weis des Rechtsinhabers ausgelösten Prüfungs-

pflicht umfasst neben der Pflicht zur unverzüg-

lichen Verhinderung des Zugangs zur konkret

beanstandeten Datei und zu weiteren, im Zeit-

punkt der Beanstandung bereits hochgelade-

nen gleichartigen rechtsverletzenden Inhalten

auch die Pflicht zur Vorsorge, dass es künftig

nicht zu weiteren gleichartigen Rechtsverlet-

zungen kommt.

BGH, Urteil vom 2.6.2022 – I ZR 135/18
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1921-4

unter www.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt a. M.: „Blessed“ – Schriftzug

auf Hoodie ist generell kein Herkunftshin-

weis

Das OLG Frankfurt a. M. hat mit Urteil vom

2.6.2022 – 6 U 40/22 – die Beschwerde gegen

die Versagung eines markenrechtlichen Unter-

lassungsanspruchs gegen die Verwendung des

Wortes „BLESSED“ auf der Vorderseite eines Hoo-

dies zurückgewiesen. Wörter auf Vorder- oder

Rückseite eines Kleidungsstückes werden vom

Verkehr nicht grundsätzlich als Herkunftshinweis

verstanden. Insbesondere Wörter der deutschen

Sprache, einer geläufigen Fremdsprache oder

sog. Fun-Sprüche können auch lediglich als de-

korative Elemente aufgefasst werden.
(PM OLG Frankfurt a. M. vom 22.8.2022)
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